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Drucksadle VI/2286 


Deutscher Bundestag — 6, Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Anbuhl 


2. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


3. Abgeordneter 

Dr. Ahrens 


4. Abgeordneter 

Storni 


5. Abgeordneter 

Storni 


6. Abgeordneter 

Schirmer 


7. Abgeordneter 

Schirmer 


Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß 
die Technikerzulage auch Beamten gewährt 
wird, die als „andere Bewerber" ins Beamten- 
verhältnis übernommen worden sind, um sie 
so bei gleichwertiger Tätigkeit Laufbahnbe- 
amten, Beamten besonderer Fachrichtung und 
Angestellten gleichzustellen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die geplan- 
te Ansiedlung eines Chemiewerks im Raum 
Rheinberg-Orsoy unter den Gesichtspunkten 
der Raumordnung und des Umweltschutzes? 

Vermag die Bundesregierung auf die zustän- 
digen Stellen des Landes Nordrhein-Westfalen 
einzuwirken, um die durch die Errichtung des 
genannten Werkes eintretende erhebliche Be- 
einträchtigung des Raums zwischen Duisburg 
und Wesel zu verhindern? 

Welche Gründe gibt es zur Nichtausstellung 
eines deutschen Reisepasses für Personen, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen? 

Ist der Bundesregierung ein Fall bekannt, daß 
ein deutscher Staatsangehöriger, der im Laufe 
seines Lebens mehrere Jahrzehnte im Ausland 
lebte und nunmehr seit 1958 im Bundesge- 
biet ansässig ist, trotz wiederholter Anträge 
keinen Reisepaß erhielt? 

Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühun- 
gen des Deutschen Sportbundes und der Ar- 
beitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen zu 
fördern, für die Arbeitnehmer einen Ausgleich 
von der Belastung durch „Sport am Arbeits- 
platz" zu ermöglichen? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Mo- 
dellversuche zum „Sport am Arbeitsplatz" 
durch arbeitsmedizinische Begleitung zu unter- 
stützen? 


Gescbäftsbereidi des Bundesminisiers für Ernäbrungr 
Landwirtscbaft und Forsten 


8. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Dr. Ritz lichkeit, angesichts der sich häufenden Wald- 

brände, die nicht zuletzt auch durch die Öff- 
nung des Waldes für Erholungs suchende ent- 
stehen, die Kosten der Feuerversicherung für 
private Waldbesitzer zu übernehmen? 
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Dru€j£sadie VI/2286 


9. Abgeordneter 
Solke 


10. Abgeordneter 
Solke 

11. Abgeordneter 

Bittelmann 


12. Abgeordneter 

Bittelmann 


13. Abgeordneter 

Bainer 


14. Abgeordneter 
Lensing 


15. Abgeordneter 

Lensing 


16. Abgeordneter 

Kiedüe 


17. Abgeordneter 
Kiedüe 


Wie weit sind die von Staatssekretär Dr. 
Griesau im Landfunk des WDR am 18. Mai 
1971 in Anbetracht des lückenhaften Grenz- 
ausgleichs angekündigten Hilfsmaßnahmen zu- 
gunsten der Landwirtschaft gediehen, über 
deren Berechtigung — laut Staatssekretär Dr. 
Griesau — der Bundeskanzler und das Kabi- 
nett einig sind und die in Zusammenarbeit mit 
dem Deutschen Bauernverband erarbeitet wer- 
den sollen? 

Um welche konkreten Maßnahmen handelt es 
sich, und wann sollen sie verwirklicht werden? 

Kann die Bundesregierung angeben, welche 
Kosten ihr durch die in allen landwirtschaft- 
lichen Wochenblättern am Wochenende zu 
Pfingsten erschienene Anzeige entstanden 
sind? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
daß sie in dieser Anzeige wichtige, für die 
Landwirtschaft jedoch entscheidende Daten 
unbeachtet gelassen hat und damit die Agrar- 
politik der Bundesregierung in einem zu gün- 
stigen Licht erscheint? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die sich durch die Freigabe der Wechselkurse 
erneut abzeichnende Benachteiligung der deut- 
schen Landwirtschaft abzuwenden? 

Hält die Bundesregierung es nicht für einen 
Widerspruch, wenn sie in ihrer Anzeige in den 
landwirtschaftlichen Wochenblättern behaup- 
tet, daß rund 780 Millionen DM den Bauern 
über die erhöhte Mehrwertsteuer an Aufwer- 
tungsverlustausgleich zufließen und sie gleich- 
zeitig im Aufwertungsbericht zugeben muß, 
daß es fraglich ist, ob die erhöhte Mehrwert- 
steuer in voller Höhe bei den Bauern an- 
kommt? 

Kann die Bundesregierung angeben, ob auf 
Grund der derzeitigen Rechtslage (nationales 
und EWG-Recht) der Aufwertungsausgleich 
auch nach 1973 an die Landwirtschaft weiter 
gewährt wird? 

Kann die Bundesregierung angeben, um wie- 
viel Millionen DM das Einkommen der deut- 
schen Landwirtschaft im Jahre 1970 gegenüber 
1969 zurückgegangen ist? 

Wie hoch wäre das Einkommen der Landwirt- 
schaft im Jahre 1970, wenn die wirtschaftliche 
Entwicklung der Jahre 1963 bis 1969 sich grad- 
linig, d. h. ohne die Auswirkungen der Auf- 
wertung und der starken Kostensteigerungen, 
entwickelt hätte? 
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18. Abgeordneter 

Dr, von 
Nordenskjöld 


19. Abgeordneter 

Dr. von 
Nordenskjöld 


20. Abgeordneter 

Dr. Ritgen 


21. Abgeordneter 

Dr. Ritgen 


22. Abgeordneter 
Susset 


23. Abgeordneter 
Susset 


24. Abgeordneter 
Dr. Trassier 


25. Abgeordneter 

Dr. Trassier 


26. Abgeordneter 
Dr. Reinhard 


Kann die Bundesregierung nunmehr, nachdem 
das einzelbetriebliche Förderungsprogramm 
angelaufen ist, Angaben darüber machen, wie- 
viel Prozent der landwirtschaftlichen Betriebe 
in der Bundesrepublik Deutschland die Inve- 
stitionsförderung in Anspruch nehmen kön- 
nen? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie hoch zukünftig vom landwirtschaft- 
lichen Einzelbetrieb ein mittelfristiger Kredit 
für Investitionen mit Zins und Tilgung zu be- 
dienen ist? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob die Kosten- und Lohnsteigerungen 
im Jahre 1971 in der Landwirtschaft höher oder 
niedriger sein werden, als die in Brüssel be- 
schlossenen Preisanhebungen für Agrarpro- 
dukte? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, ob und in welcher Höhe sie Investi- 
tionszuschüsse zu Investitionen in landwirt- 
schaftlichen Betrieben gewährt? 


Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
daß die von ihr durch Umbuchungen im Haus- 
halt bereitgestellten 480 Millionen DM, die 
überwiegend als Flächenausgleich bereitge- 
stellt werden, nicht sinnvoller für die Erhö- 
hung der Altershilfe und eine Krankenver- 
sicherungsregelung der Altenteiler zur Ver- 
fügung gestellt hätten werden können? 

Kann die Bundesregienmg Gründe nennen, 
die sie veranlaßt hat, in einer Anzeige zu be- 
haupten, daß die deutschen Bauern 1971/72 aus 
den in Brüssel beschlossenen Agrarpreisan- 
hebungen Mehreinnahmen von 800 bis 900 
Millionen DM erhalten? 

Wie gedenkt die Bundesregierung die im Jahre 
1970 eingetretene Einkommensminderung der 
Landwirtschaft auszugleichen? 

Ist die Bundesregierung mit mir der Ansicht, 
daß im Jahre 1971 wegen der weiterhin stark 
steigenden Kosten das Einkommen der Land- 
wirtschaft noch geringer sein wird als 1970? 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung bisher unternommen, oder ge- 
denkt sie zu unternehmen, um die bei der Be- 
rechnung des Aufwertungsausgleichs für die 
deutsche Landwirtschaft in die Kalkulation 
über die Höhe des Aufwertungsausgleichs ein- 
gegangene, jedoch nicht eingetretene Preis- 
senkung für Betriebsmittel zu realisieren? 
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27. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung im Lichte 
Dr. Reinhard ihrer Zusage, daß der deutschen Landwirt- 
schaft aus der Freigabe der Wechselkurse 
keine Verluste entstehen sollen, die auf dem 
Sektor Eier- und Geflügelwirtschaft schon jetzt 
eingetretenen fühlbaren Verluste zu beheben? 


28. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Evers Margarinehersteller durch das Gesetz über die 

Unterbringung von Rüböl aus inländischem 
Raps und Rübsen vom 12. August 1966 ge- 
zwungen sind, Rübölraffinat aus nachweisbar 
inländischer Raps- und Rübsenernte zu kau- 
fen, und daß sie dieses öl teilweise nicht zur 
Margarineherstellung verwenden, sondern 
versuchen, es an Raffinerien zur Herstellung 
von Heizöl weiterzuverkaufen, obwohl sie 
dabei Schwierigkeiten haben, weil das so ge- 
wonnene Heizöl durch seine Geruchsbildung 
in erhöhtem Maße zur Umweltverschmutzung 
beiträgt? 


29. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, für eine Rege- 
Dr, Evers lung Sorge zu tragen, die sowohl den Absich- 

ten des Gesetzes, als auch den Belangen des 
Umweltschutzes Rechnung trägt? 


30, Abgeordneter 
Brttdk 
(Holz) 


Hält die Bundesregierung die bestehenden ge- 
setzlichen Regelungen noch für zeitgemäß, wo- 
nach eine Entschädigungspflicht des Jagdbe- 
rechtigten für Schäden bei durch Wild verur- 
sachten Unfällen nicht besteht, weil freileben- 
des Wild als „herrenloses Gut" gilt; auf der 
anderen Seite aber bei einem Unfall verletztes 
oder getötetes „herrenloses" Wild an den 
Jagdberechtigten herausgegeben werden muß? 


Gesdiäftsbereiciie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


31. Abgeordneter 

Haar 

(Stuttgart) 


32. Abgeordneter 
Haar 
(Stuttgart) 


33. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


Wie beurteilt die Bundesregienmg Vorschläge, 
bei der Fahrbahngestaltung bzw. Fahrbahn- 
kennzeichnung am Anfang dreispuriger Auto- 
bahnen die dritte Spur nach links auszuglie- 
dem und am Ende wieder in die zweite Spur 
einlaufen zu lassen? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf der 
rechten Autobahnspur plus Ausscherverbot an 
Einfahrten die Unfallgefahren vermindern 
würde? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Kraftfahrzeuge, die mit Kontrastfarben lackiert 
sind, die Verkehrssicherheit erhöhen? 
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34. Abgeordneter 
Niegel 


35. Abgeordneter 
Niegel 


36. Abgeordneter 
Folger 


37. Abgeordneter 

Folger 


38. Abgeordneter 

Dr. Gnihl 


39. Abgeordneter 
Dr. Giulini 


40. Abgeordneter 
Dr. Schneider 
(Nürnberg) 


41. Abgeordneter 
Seefeld 


Welche Auswirkungen hat der kürzliche Haus- 
haltssicherungserlaß des Bundeskabinetts auf 
den Bundesfernstraßenbau für das Jahr 1971 
und 1972, z. B. beim Ausbau der B 85 und 
B 289 (Umgehimg Kulmbach), der B 470 (An- 
schlußstück Forchheim), der B 173 (Umgehung 
Lichtenfels) sowie auf die Fertigstellung der 
B 505? 

Wie ist die Erklärung der Bundesregierung, 
die der Parlamentarische Staatssekretär Bör- 
ner beim Bundesminister für Verkehr und das 
Post- und Fernmeldewesen in der Fragestunde 
— Drucksache VI/1885 — abgab, daß das 
Reststück der B 505 (Fesselsdorf-Roßdorf) im 
Jahre 1972 dem Verkehr übergeben werden 
können mit dem Haushaltssicherungserlaß zu 
vereinbaren? 

In welchem Verhältnis sind österreichische 
Fernlastzüge, insbesondere Tanker, an Ver- 
kehrsunfällen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Vergleich zu deutschen und Fahrzeu- 
gen anderer Länder beteiligt? 

Falls österreichische Fahrzeuge überdurch- 
schnittlich beteiligt sind, was hat das für Grün- 
de, und was wird die Bundesregierung da- 
gegen tun? 

Wird sich die Bundesregierung einem Lande- 
verbot für Überschallverkehrsflugzeuge auf 
amerikanischen Flugplätzen für die Flughäfen 
in der Bundesrepublik Deutschland anschlie- 
ßen so wie das für Japan bereits der japani- 
sche Minister für Fragen des Umweltschutzes 
angekündigt hat? 

Was kann die Bundesregierung tun, damit auf 
bundesdeutschen Autobahnen die Auspuffgase 
von LKW's nicht unmittelbar zur Belästigung 
für vorbeifahrende PKW's — besonders bei 
Stauungen — führen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Bemü- 
hungen des ADAC um eine Intensivierung des 
Verkehrsunfallrettungsdienstes durch den Ein- 
satz von Unfallhubschraubern, und ist sie be- 
reit, diese Bemühungen durch finanzielle Un- 
terstützung aus Bundesmitteln zu fördern? 

Treffen Meldungen zu, wonach sich die Zutei- 
lung von Frequenzen für die Autofahrerwelle 
der Arbeitsgemeinschaft der Rundfunkanstal- 
ten Deutschlands (ARD) deshalb verzögern 
könnte, weil die internationale Wellenkonfe- 
renz wegen Desinteresses anderer Länder im 
Herbst 1971 voraussichtlich nicht zustande 
kommt, und welche Verzögerung kann dadurch 
für die deutschen Rundfunkanstalten eintre- 
ten? 
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42. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Baeuchle Fernmeldeamt der Deutschen Bundespost im 

Regierungsbezirk Südwürttemberg-Hohenzol- 
lern an Gemeinden mit dem Ansinnen heran- 
tritt, die Reinigung von Fernsprechhäuschen 
der Deutschen Bundespost sowohl personell 
als auch finanziell zu übernehmen? 


43. Abgeordneter Unterstützt die Bundesregierung diese Auf- 
Baeudile fassung, oder ist sie mit mir der Meinung, daß 

es sich hier um einen zwar recht geschickten, 
doch unzulässigen Versuch handelt, Bundes- 
lasten auf die unterste Verwaltungsstufe, die 
Gemeinde, abzuwälzen? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


44. Abgeordneter 

Pfeifer 


45. Abgeordneter 

Pfeifer 


46. Abgeordneter 
Lenzer 


47. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


48. Abgeordneter 
Gölter 


49. Abgeordneter 
Wagner 
(Günzburg) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß in 
dem Schnellbauprogramm 1970/71 des Bundes 
und der Länder zum Ausbau der Hochschulen 
im Hinblick auf den Abbau des Numerus 
clausus die Schwerpunkte richtig gesetzt wor- 
den sind, wenn in Fächern mit absolutem 
Numerus clausus wie Medizin oder Chemie 
bis zum Sommersemester 1971 nur 310 bzw. 
940 zusätzliche Studienplätze geschaffen wer- 
den, während in den Rechts-, Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 3160 Studienplätze zur 
Verfügung gestellt werden? 

Inwieweit waren an der Aufstellung dieses 
Schnellbauprogramms die Universitäten be- 
teiligt? 

Welchen Einfluß haben die Steigerungsraten 
bei den Baupreisen von 15®/o im Jahre 1970 
und inzwischen vorausgeschätzten weiteren 
15Vo im Jahre 1971 auf dieses Schnellbaupro- 
gramm und die übrigen Maßnahmen von Bund 
und Ländern zum Abbau des Numerus clausus? 

Auf welche Weise wird die Bundesregierung 
sicherstellen, daß trotz dieser Baupreissteige- 
rungen die im Schnellbauprogramm vorge- 
sehenen Hochschulbauten wie vorgesehen 
vollendet werden können? 

Welchen Einfluß werden die neuen von der 
Bundesregierung angekündigten Ausgabesper- 
ren auf das Schnellbauprogramm haben? 

Wie hoch ist der Betrag, den die Bundesre- 
gierung bisher aus den zum Abbau des Nume- 
rus clausus vorgesehenen Mitteln des Schnell- 
bauprogramms für die Universität Bremen zur 
Verfügung gestellt hat? 
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50. Abgeordneter 

Gölter 


51. Abgeordneter 
Sdiulte 
(Sdiwäbisdi 
Gmttnd) 


52. Abgeordneter 
Sdiulte 
(Sdiwäbisdi 
Gmünd) 


53. Abgeordneter 

Dr. Probst 


54. Abgeordneter 

Dr, Probst 


55. Abgeordneter 
Weigl 


Wieviel Studienplätze werden damit in Bre- 
men in Fächern mit absolutem Numerus clau- 
sus neu geschaffen, und hat die Bundesregie- 
rung, wie in ihrer Drucksache VI/1856 ange- 
kündigt, bei den Verhandlungen mit den Län- 
dern im Planungsausschuß für den Hochschul- 
bau darauf hingewirkt, daß die Planung und 
Errichtung von Bauvorhaben in Fächern mit 
Zulassungsbeschränkungen durch finanzielle 
Umschichtungen beschleunigt werden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich der Numerus clausus in den Fächern 
Biologie, Geologie, Mathematik, Pharmazie, 
Architektur, Bauingenieurwesen, Elektrotech- 
nik, Maschinenbau und Vermessungs wesen 
zum Teil beträchtlich verstärkt hat, wie dies 
aus den Vergleichszahlen der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz vom 31. März 1971 her- 
vorgeht? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
sich insofern die Situation der Zulassungsbe- 
schränkungen in den naturwissenschaftlichen 
und technischen Fächern seit dem Winter- 
semester 1970/71 trotz der Schnellbaumaß- 
nahmen verschlechtert hat? 


Trifft es zu, daß Bundeswissenschaftsminister 
Leussink im Süddeutschen Rundfunk erklärte: 
„Wir gehen nicht unmittelbar darauf aus, die 
Steuern zu erhöhen", daß er vielmehr durch 
Sparmaßnahmen, die „spätestens im nächsten 
Jahr begonnen werden", beim Reklameauf- 
wand und durch bessere Lösungen bei den 
Verpackungsmitteln sowie allgemein in Spar- 
maßnahmen der Wirtschaft Möglichkeiten der 
Bildungsfinanzierung sieht, und ist dies auch 
die Meinung der Bundesregierung? 

Wie stellt sich die Bundesregierung eine Rea- 
lisierung dieser Aussage vor, und welche 
finanziellen Beiträge zur Verwirklichung der 
Bildungsreform erwartet sich die Bundesregie- 
rung von einer derartigen Maßnahme? 


In welcher Weise will die Bimdesregierung die 
von Bundesminister Leussink angekündigte 
Einschränkung der Werbungs- und Verpak- 
kimgskosten der Deutschen Wirtschaft zu 
Gunsten einer Bildungsfinanzierung realisie- 
ren? 


56. Abgeordnete Hat die Bundesregierung — eventuell in Ko- 
Frau Dr. Walz Operation mit den Ländern — etwas unternom- 
men, um eine Kompatibilität von Program- 
miersprachen, insbesondere im Hinblick auf 
die Verwendung von EDV-Anlagen in den 
Hochschulverwaltungen, zu erreichen? 
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Gesdiältsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


57. Abgeordneter 
Werner 


58. Abgeordneter 

Dr. Wulff 


59. Abgeordneter 

Dr. Wulff 


60. Abgeordneter 

Josten 


61. Abgeordneter 
Dr. Rinsdie 


Ist die Bundesregierung bereit darzulegen, 
wann nach ihren Planungen mit der Erreichung 
des von ihr international übernommenen 0,7Vo- 
Zieles für öffentliche Entwicklungshilfe-Lei- 
stungen bei der in der Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 vorgesehenen Steige- 
rungsrate von jährlich llVo zu rechnen ist, und 
von welcher Steigerungsrate sie bei der Über- 
prüfung der mehrjährigen Finanzplanung aus- 
geht, um dieses Ziel, wie es in der Kabinetts- 
vorlage heißt, „zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt zu erreichen"? 

Nachdem die Bundesregierung durch die wört- 
liche Wiederholung ihrer in der Regierungs- 
erklärung vom 28. Oktober 1969 gemachten 
Ankündigung in der Kabinettsvorlage vom 
11. Februar 1971, sie werde „Wege suchen, 
um Rückflüsse aus Mitteln der öffentlichen 
Kapitalhilfe wieder voll für Zwecke der Ent- 
wicklungshilfe zu verwenden", zu erkennen 
gab, daß sie dazu bisher keine Vorstellungen 
entwickelt hat, fragen wir die Bundesregie- 
rung, welche finanziellen Planungen für diese 
Ankündigung zugrunde gelegen haben, und 
wie sie dieses Versprechen einzulösen gedenkt 
angesichts der Äußerung des Bundeskanzlers 
am 28. Mai 1971 im Deutschen Bundestag, von 
den Ankündigungen zur Entwicklungspolitik 
sei nichts zurückzunehmen? 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bun- 
desregierung auf dem Gebiet der Entwick- 
lungspolitik im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland vorgesehen, um strukturelle Än- 
derungen infolge der Tendenzen der weltwirt- 
schaftlichen Arbeitsteilung aufzufangen? 

Welche Gründe sind maßgebend für die vom 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit beabsichtigte Förderung des Pro- 
jekts einer Flachglashütte in Bolivien, gegen 
das von der Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Finanzen und dem Auswärtigen Amt erheb- 
liche Bedenken hinsichtlich seiner Wirtschaft- 
lichkeit angemeldet wurden? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
daß eine Zusammenarbeit mit Ostblockländern 
im Rahmen der Entwicklungspolitik solange 
nicht möglich und erstrebenswert ist, wie die 
Zielsetzung der Entwicklungshilfe kommuni- 
stischer Staaten mit der entwicklungspoliti- 
schen Zielsetzung der Bundesregierung im 
Wesentlichen nicht übereinstimmt? 
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62. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 
Kiep wußt, daß sie mit ihrer Politik, die die Inten- 

sivierung oder Verringerimg der Entwick- 
lungshilfe-Leistungen von „Fortschritt der in- 
nerdeutschen Verhandlungen" abhängig macht, 
die sie nicht durch politische Schritte der Ent- 
wicklungsländer gestört wissen möchte, einen 
direkten Einfluß auf die Entscheidimgen des 
anerkennungswilligen Landes ausübt, ohne zu 
wissen, wie sie sich nach einem möglichen 
Scheitern des innerdeutschen Gesprächs diesen 
Ländern gegenüber verhalten wird, und ist ihr 
bewußt, daß durch diese Politik Länder, die 
ihre Entscheidung auf Drängen der Bundes- 
regierung in der Schwebe halten, direkt in 
den Ost- West-Gegensatz hineingezogen wer- 
den? 


Gescbäftsbereicii des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


63. Abgeordneter Trifft die Erklärung des Bundesbankpräsiden- 
Dr. Pohle ten auf der öffentlichen Tagung des Vereins 

Deutscher Maschinenbauanstalten am 11. Mai 
1971 in Frankfurt zu, daß die Bundesregierung 
im EWG-Ministerrat am 8,/9. Mai 1971 die 
„echte Verpflichtung" übernommen hat, „zur 
alten Parität wieder zurückzukehren"? 


64. Abgeordneter Ist die Bundesregierung, wenn sie die Auf- 
Dr. Pohle fassung teilt, Ziel der Wechselkursfreigabe sei 

die maximale Entlastung der Dollarparitäten, 
der Meinung, daß bei Nichtabwertung des 
Dollars von der in der oben erwähnten Auf- 
fassung erkennbar ausgegangen wurde, diese 
Entlastung aus heutiger Sicht anders als durch 
eine — im Gegensatz zu der in Brüssel über- 
nommenen Verpflichtung stehende — Auf- 
wertung oder Quasi-Aufwertung herbeige- 
führt werden kann? 


65. Abgeordneter Trifft die Meldung des Bonner General-An- 
Dr. Luda zeigers vom 14. Mai 1971 zu, nach der der 

Ministerialdirektor im Bundes Wirtschaftsmini- 
sterium Hankel wörtlich folgendes erklärt hat: 
„Unser Stabilitätsgesetz ist mehr auf Antire- 
zessionsökonomie als auf Stabilitätsökonomie 
abgestellt. Das ergibt sich schon aus seiner 
Entstehungsgeschichte. Also muß der Wirt- 
schaftspolitiker, der damit arbeiten muß, einen 
rezessionsähnlichen Zustand hersteilen, wenn 
er etwas erreichen will"? 


66. Abgeordneter 

Dr. Luda 


Stimmt, bejahendenfalls, die Bundesregierung 
dieser Auffassung zu? 
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67. Abgeordneter In welchen Ländern außerhalb der Bundes- 

Weigl republik Deutschland wird die Diskussion um 

eine Änderung der Währungsparitäten eben- 
falls auf dem offenen Markte ausgetragen? 

68. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 

Dr. Schulze- Wicklung bei den Tageszeitungen und den 

Vorberg Rundfunkanstalten angesichts der fallenden 

Tendenz der Werbeausgaben der deutschen 
Wirtschaft? 

69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Gebieten, 

Dr. Fuchs die langjährig eine erheblich über dem Durch- 

schnitt liegende Arbeitslosenquote, besondere 
wirtschaftliche Strukturschwächen und dadurch 
keine Überhitzung der Wirtschaftskonjunktur 
aufweisen, durch eine gezielte Lockerung der 
Haushaltssperren sicherzustellen, daß die drin- 
gend erforderlichen strukturfördemden Maß- 
nahmen weitergeführt werden können? 

70. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 

Dr. Fuchs sichten des Baugewerbes, insbesondere des 

Tiefbaus, in diesen Gebieten, wenn keine dif- 
ferenzierte Handhabung der Haushaltssperren 
eintritt? 


71. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Zahl 
Schröder der Arbeitslosen im Bereich der ostfriesischen 

(Wilhelminenhof) Arbeitsämter Ende Mai 1971 um über 20®/o 
höher war als zum vergleichbaren Zeitpunkt 
des Vorjahres, und daß diese erheblich größere 
Erwerbslosenquote vor allem auf eine schwä- 
chere Auftragslage im Tiefbaugewerbe zurück- 
zuführen ist? 


72. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, aus dieser Tat- 
SchrÖder Sache die Konsequenzen zu ziehen und in die- 

(Wilhelminenhof) sem strukturschwachen Gebiet auf Haushalts- 
kürzungen im Straßenbau und in anderen Be- 
reichen des Tiefbaues zu verzichten? 


73. Abgeordneter Hat die Bundesregierung, wie aus einem Inter- 
Dr. Häfele view der Zeit Nr. 24/71 mit Prof. Ralf Dahren- 

dorf, Mitglied der Europäischen Kommission, 
hervorgeht, in den Verhandlungen am 8. Mai 
dieses Jahres in Brüssel versprochen, nach 
einer Periode flexibler Wechselkurse zur alten 
Parität zurückzukehren? 


74. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Verwunderung 
Dr. Häfele von Prof. Ralf Dahrendorf darüber, daß es in 

der Bundesrepublik Deutschland prominente 
Wissenschaftler gibt, die die Bundesrepublik 
Deutschland öffentlich zum Wortbruch auffor- 
dern? 
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75. Abgeordneter 
Löffler 


76. Abgeordneter 

Dr. de With 


77. Abgeordneter 

Dr. de With 


78. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


79. Abgeordneter 

Peters 

(Norden) 


80. Abgeordneter 

Porzner 


81. Abgeordneter 

Leidit 


Wie hoch ist der durchschnittliche jährliche 
Steuerausfall, der dadurch entsteht, daß die 
gesetzlichen Steuerquellen wegen der starken 
Belastung der Finanzämter nicht voll ausge- 
schöpft werden können? 


Wann ist mit dem Abschluß des Tarifvertrags 
zu rechnen, durch den sichergestellt werden 
soll, daß den Arbeitnehmern der in der Bun- 
desrepublik Deutschland stationierten NATO- 
Streitkräfte im Fall der Entlassung wegen 
einer Verminderung dieser Truppen ein be- 
sonderer Schutz gewährt wird? 


Besteht die Möglichkeit, demnächst eine Strei- 
chung des Absatzes 1 Buchstabe f des Artikels 
56 des Zusatzabkommens des NATO-Truppen- 
vertrags zu erreichen, welche Vorschrift von 
den Arbeitnehmern der in der Bundesrepublik 
Deutschland stationierten NATO-Streitkräfte 
weitgehend als gewisser Makel empfunden 
wird? 


Betrachtet die Bundesregierung die „Verord- 
nung der Bundesregierung über die steuer- 
liche Behandlung von Prämien für Verbesse- 
rungsvorschläge" vom 18. Februar 1957 nach 
ihren materiellen Inhalten heute noch für ge- 
rechtfertigt? 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den seit dem 
Jahre 1957 eingetretenen Veränderungen im 
Lohn- und Gehaltsniveau sowie den gestiege- 
nen Lebenshaltungskosten in bezug auf die 
genannte Verordnung insofern Rechnung zu 
tragen, als die jetzt noch gültigen Freibe- 
träge von 200 DM bzw. maximal 500 DM an- 
gemessen erhöht werden? 


Trifft es zu, daß Steuerpflichtige, die sich als 
Kommanditisten an Industrieprojekten in Ir- 
land beteiligen, durch Ausnutzung des Aus- 
landsinvestitionsgesetzes und des deutsch- 
irischen Doppelbesteuerungsabkommens in 
einem Jahr Verlustzuweisungen in Höhe von 
170Vo der Einlage von ihren deutschen Ein- 
künften absetzen können (Inserat in der Welt 
vom 22. Mai 1971)? 


Wie hoch war die Ausgabesteigerung (absolut 
und in v. H.) des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden (Gemeinde verbände) und des öffent- 
lichen Gesamthaushalts aus Bund, Ländern 
und Gemeinden im Jahre 1970 gegenüber 1969 
(ggf. Schätzung nach den bisher bekannt ge- 
wordenen Ergebnissen)? 
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82. Abgeordneter Welche Folgerungen für die künftige Finanz- 

Leicht Politik gedenkt die Regierung aus den im 

ersten Quartalsbericht 1971 der Generaldirek- 
tion Wirtschaft und Finanzen der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften veröffent- 
lichten Statistiken zu ^ziehen, wonach in der 
Bundesrepublik Deutschland bereits 1969 der 
Anteil des privaten Verbrauchs am Bruttoin- 
landsprodukt mit 55,4 V. H. niedriger, der An- 
teil des öffentlichen (staatlichen) Verbrauchs 
mit 15,6 V. H., dagegen (mit Ausnahme der Nie- 
derlande) höher als in den übrigen EG-Staaten 
(Anteil des privaten Verbrauchs am Brutto- 
inlandsprodukt in den Niederlanden 56,1 v. H., 
in Luxemburg 59,3 v. H., in Frankreich 60,5 
V. H., in Belgien 62,6 v. H. und in Italien sogar 

63.4 V. H.; Anteil des öffentlichen Verbrauchs 
am Bruttoinlandsprodukt in den Niederlan- 
den 15,7 V. H., in Belgien 14,2 v. H., in Italien 

13.4 V. H., in Frankreich 12,3 v. H. und in 
Luxemburg 11,8 v. H.) war? 

83. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für richtig, eine 

Werner Gesellschaft in Konkurs gehen zu lassen, an 

der sie durch eine dritte Gesellschaft mit über 
70®/o beteiligt ist? 


Gesdhäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


84. Abgeordneter Wie ist es mit der Gleichheit vor dem Gesetz 

DrÖsdier zu vereinbaren, wenn in verschiedenen Län- 

dern der Bimdesrepublik Deutschland verschie- 
dene Regelungen für die Freiheitsstrafen auch 
in bezug auf die Urlaubsregelimgen gelten? 

85. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ver- 

Dr, Jobst öffentlichung der Selbstbezichtigimg der 

Kindsabtreibung von 374 Frauen durch die 
Illustrierte „Stern"? 

86. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassimg, daß 

Dr. Jobst auf den strafrechtlichen Schutz des werdenden 

Lebens (§218 StGB) auch weiterhin nicht ver- 
zichtet werden darf ? 


Geschäftsbereidi des Bundesministers fttr 
Arbeit und Sozialordnung 


87. Abgeordnete Hält es die Bimdesregierung für gerechtfertigt, 
Frau Huber daß Frauen, die von denselben beruflichen 

Förderungsmöglichkeiten im Rahmen des Ar- 
beitsförderungsgesetzes Gebrauch machen, ein 
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88. Abgeordneter 

Kater 


89. Abgeordneter 

Kater 


90. Abgeordneter 

Gallus 


91. Abgeordneter 

Gallus 


92. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


93. Abgeordneter 

Dr. Jenninger 


94. Abgeordneter 

Dröscher 


unterschiedlich hohes Unterhaltsgeld bekom- 
men, nämlich diejenigen, die vorher gar nicht 
berufstätig waren, nach dem angestrebten Be- 
ruf, die anderen nach der vorher ausgeübten 
Tätigkeit, was sich besonders bei vorheriger 
' Halbtagsarbeit für die Betroffenen äußerst 
nachteilig auswirkt? 

Wie groß ist die Zahl der haupt- und neben- 
amtlichen Sicherheitsingenieure in der Bun- 
desrepublik Deutschland und in vergleichbaren 
Industriestaaten? 

Was gedenkt die Bundesregierung im Inter- 
esse der Arbeitssicherheit zu tun, bzw. zu 
veranlassen, um Ausbildung, Aufgaben und 
Arbeit der Sicherheitsingenieure zu verstärken 
und zu verbessern? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Landrats Keim aus Feuchtwangen, welche im 
Amtsblatt vom 26. Mai 1971 des Landkreises 
Feuchtwangen dargestellt ist, wonach die Un- 
terversorgung durch Ärzte auf dem Lande und 
in den Kleinstädten dadurch eingetreten ist, 
daß das Bundesverfassungsgericht den bishe- 
rigen § 368 a der Reichsversicherungsordnung 
für verfassungswidrig erklärt hat? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
rung, die Unterversorgnug der Bevölkerung 
mit Ärzten auf dem Lande und in den Klein- 
städten zu beheben? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Mangel an ärztlicher Versorgung auf dem 
Lande in bedrohlichem Maße zunimmt? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
diesem wachsenden Notstand auf dem Lande 
abzuhelfen, sei es durch die Wiedereinführung 
des früheren Systems der Zulassung oder sei 
es durch die Schaffung von Medizinalbeamten- 
stellen für bestimmte ländliche Regionen, die 
ärztlich unterversorgt sind? 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
die Allgemeine Ortskrankenkasse trotz guten 
Willens nicht berechtigt ist, bei Lebensgefahr 
wenn kein Klassenbett zur Verfügung steht, 
Kosten für ärztliche Behandlung im Erstat- 
tungsverfahren zu übernehmen, weil bei der 
Behandlung in der dritten Pflegeklasse der 
behandelnde Chirurg nicht berechtigt gewesen 
wäre, privat zu liquidieren und diese Kosten 
daher nicht entstanden wären, und hält es die 
Bundesregierung bei dieser rechtlichen Situa- 
tion nicht für sittenwidrig und für lebensge- 
fährlich für eventuelle Patienten, angesichts 
dieses Honorarunterschieds auf die Unterbrin- 
gung in der dritten Pflegeklasse angewiesen 
zu sein? 
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95. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die übereinstimmende 
Dr. Früh Auffassung des neu gebildeten Gesprädiskrei- 

ses der drei Landjugendorganisationen, Bund 
Deutscher Landjugend, Katholische Landju- 
gendbewegung und Evangelische Jugend auf 
dem Lande, zu der von ihr vorgesehenen be- 
rufsständischen Lösung der Krankenversiche- 
rung der Landwirte bekannt? 


96. Abgeordneter Ist die Bundesregierung nach der nunmehr 
Dr. Früh aufgetretenen Verschiebung des Termins der 

Einführung der Krankenversicherung für Land- 
wirte bereit, ihren Referentenentwurf mit den 
Landjugendverbänden eingehend zu disku- 
tieren? 


97. Abgeordnete Wie hat sich das „Aktionsprogramm Berufliche 
Frau Dr. Walz Bildung" des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung vom 7. Dezember 1970 konkret 
auf die Weiterentwicklung der Maßnahmen 
zur beruflichen Bildung ausgewirkt? 


98. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 


Inwieweit werden deutsche Sozialversiche- 
rungszeiten bei der Bemessung der polni- 
schen Sozialversicherungsrenten rentenstei- 
gernd berücksichtigt? 


99. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Wie hoch veranschlagt die Bundesregierung 
die Kosten der Sozialversicherungen für die 
Versicherungsträger sowie für den Bund für 
die aus den unter polnischer Verwaltung ste- 
henden Ostgebieten und Polen erwarteten 
Aussiedler? 


100. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung bei einer Novel- 
Rollmann lierung der Reichsversicherungsordnung auch, 

den Tatbestand einer teilweisen oder vermin- 
derten Arbeitsfähigkeit vorzusehen? 


101. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung den in der 
Vogt Regierungserklärung für Herbst 1970, dann für 

Dezember 1970, dann in der „Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
Fraktion der CDU/CSU betr. Arbeitsprogramm 
der Bundesregierung zu innenpolitischen Vor- 
haben" (Drucksache VI/1953) für die „erste 
Hälfte dieses Jahres" versprochenen Vermö- 
gensbildungsbericht vorlegen? 


102. Abgeordneter Wird der Vermögensbildungsbericht die in der 
Vogt Drucksache VI/1953 versprochene „vermögens- 

politische Gesamtkonzeption, vor allem in 
Richtung auf eine stärkere Beteiligung der 
Arbeitnehmer am wachsenden Produktivver- 
mögen der Volkswirtschaft" enthalten? 
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103. Abgeordneter Welcher der drei in der Öffentlichkeit von 
Pieroth Kreisen der Bundesregierung propagierten so- 

genannten Vermögensbildungspläne gibt die 
tatsächliche Auffassung der Bundesregierung 
wieder, der Vier-Staatssekretärs-Plan einer 
überbetrieblichen Gewinnabgabe oder die be- 
absichtigte Einführung einer Investitionsab- 
gabe zu Vermögensbildungszwecken oder die 
Umwandlung des Dritten Vermögensbildungs- 
gesetzes in einen gesetzlichen Investivlohn? 


104. Abgeordneter Bedeutet der neue Plan der Bundesregierung, 
Pieroth das Dritte Vermögensbildungsgesetz in einen 

gesetzlichen Investivlohn umzuwandeln, eine 
Abkehr von den bisherigen Plänen der Bundes- 
regierung, die Beteiligung der Arbeitnehmer 
am Produktivvermögen durch eine zusätzliche 
Besteuerung von Gewinnen oder Investitionen 
zu finanzieren und eine Hinwendung zu dem 
von der CDU/CSU am 14. April 1970 (Druck- 
sache VI/616) vorgelegten Beteiligungslohn- 
gesetz? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


105. Abgeordneter 
Pawelczyk 


Welche Kriterien werden für die Einweisung 
von Hauptfeldwebeln der Bundeswehr in die 
Besoldungsgruppe A 9 zugrunde gelegt? 


106. Abgeordneter Auf Grund welcher Tatsachen und überlegun- 
Dr. Klepsch gen ist der Bundesminister der Verteidigung 

zu der im Weißbuch 1970 zur Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland und zur Lage der 
Bundeswehr Ziffer 180 niedergelegten Über- 
zeugung gelangt, daß es gut und richtig sei, 
daß in der Bundeswehr diskutiert werde und 
nur natürlich sei, daß dabei gegensätzliche 
Positionen bezogen würden — auch extrem 
konservative und extrem progressive? 


107. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es mit ihren An- 
Dr. Wörner strengungen zur Verbesserung der Personal- 

lage in der Bundeswehr für vereinbar, wenn 
die Mittel für Öffentlichkeitsarbeit und Nach- 
wuchswerbung in den Wehrbereichskomman- 
dos 1971 um 30Vo gegenüber dem Vorjahr ge- 
kürzt werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


108. Abgeordneter Ist bei der Berufung des Beirats „Arzneimittel- 
Dr. Hammans Sicherheit" im Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit auch die Tatsache be- 
rücksichtigt worden, daß es verschiedene medi- 
zinische Richtungen gibt, und ist auch dafür 
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Sorge getragen worden, daß ärztliche Sachver- 
ständige für die Gebiete Phytotherapie, Ho- 
möopathie und anthroposophische Medizin in 
gebührendem Umfang berücksichtigt wurden? 

109. Abgeordneter Trifft die Befürchtung zu, daß in den Prüfungs- 
Dr. Hammans richtlinien der EG und in den Empfehlungen 

des Beirates „Arzneimittelsicherheit" Grund- 
sätze niedergelegt sind, die die spezifische 
ärztliche Tätigkeit in den Gebieten Naturheil- 
verfahren, Homöopathie etc. einschränken 
oder gefährden könnten, woraus zu schließen 
wäre, daß die Bundesregierung sich nicht 
durch Anhörung der betroffenen Arztever- 
bände wie z. B. Zentralverband der Ärzte für 
Naturheilverfahren, Kneippärztebund, Zentral- 
verein deutscher homöopathischer Arzte und 
Arbeitsgemeinschaft anthroposophischer Ärzte 
vergewissert hat, daß die von ihr geplante 
Arzneimittelnovelle nicht unzumutbare Ein- 
schränkungen der spezifischen ärztlichen 
Pflichten und Tätigkeiten dieser Ärzte zur 
Folge haben wird? 

110. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die in einer Sen- 

Dr. Geßner düng von „Panorama" vertretene Auffassung 

des Vizepräsidenten des Bundesgesundheits- 
amtes, daß die Arzneimittel dann um rund 
25Vo billiger werden könnten, wenn der 
Ärzteschaft ein System der Information über 
Qualität und Preiswürdigkeit der Medika- 
mente zur Verfügung stünde, durch das die 
industrielle Werbung zum größten Teil über- 
flüssig werden würde? 

111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Konsequenzen 

Dr. Geßner aus dem Bericht des Bundeskartellamtes von 

1968 zu ziehen, demzufolge die Intensivierung 
des Preiswettbewerbs bei Arzneimitteln be- 
sonders durch die Schaffung neutraler Infor- 
mationshilfen für den Arzt oder durch die 
Gründung eines Arzneimittelprüfinstitutes er- 
reicht werden könnte? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


112. Abgeordneter Inwieweit entsprechen Pressemeldungen den 

Ott Tatsachen, wonach durch Dienststellen der 

Bundesregierung beim Bundesnachrichten- 
dienst bzw. bei anderen Stellen Personalakten 
über den als Kanzlerberater fungierenden 
Herrn Leo Bauer angefordert wurden, und zu 
weichem Zweck geschah dies? 

113. Abgeordneter Im Besitz welcher Behörde oder Personen be- 

Ott finden sich heute diese Vorgänge? 
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Gesdiäftsbereich des Auswärtigen Amts 


114. Abgeordneter 

Hödierl 


115. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(Mündien) 


116. Abgeordneter 
Rainer 


117. Abgeordneter 
Dr. Sdiulze- 
Vorberg 


Treffen Meldungen zu, wonach anläßlich der 
Überreichung des Beglaubigungsschreibens des 
neuen deutschen Botschafters in Israel durch 
die israelische Regierung ernste Differenzen 
über das Kommunique der EWG zur Nah-Ost- 
Frage vorgetragen wurden? 

Trifft es zu, daß gegenwärtig im Jahresdurch- 
schnitt 350 vietnamesische Studenten Einreise- 
visa in die Bundesrepublk Deutschland erhal- 
ten, und daß bereits eine größere Anzahl von 
Asylanträgen vietnamesischer Studenten den 
deutschen Behörden bzw. Gerichten vorliegen? 

Liegen der Bundesregierung Nachrichten vor, 
wonach Bolivien seine Beziehungen zur DDR 
überprüfen will, und ist der Bundesregierung 
bekannt, daß sich in der Innenpolitik Boliviens 
zunehmend sozialistische Tendenzen durch- 
setzen, die den deutschen Interessen in Boli- 
vien mittelfristig schädlich sind? 

Welche Vorschläge hat die Delegation der 
Bundesregierung auf der Experten-Konferenz 
des Internationalen Roten Kreuzes in Genf 
vorgelegt, und welche Völkerrechtsnormen, 
insbesondere zu einem verbesserten Schutz der 
Zivilbevölkerung, sollen damit erreicht wer- 
den? 
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B. Sdiriftlidie Fragen gemäß IV. der Riditlinien 


Geschäftsbereidi des Auswärtigen Amts 


1. Abgeordneter 
Weber 
(Heidelberg) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die dem 
Amerikahaus Heidelberg bisher gewährten 
Zusdiüsse zu kürzen oder ganz einzustellen 
und damit den Bestand dieser Institution ent- 
scheidend zu gefährden? 


2. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die bisher 
Dr. Evers dem Carl-Schurz-Haus in Freiburg (Deutsch- 

Amerikanisches Institut e. V.) gewährten Zu- 
schüsse zu kürzen und damit den Bestand die- 
ser Einrichtungen in Frage zu stellen? 


3. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
Wuwer geben, ob die Umsiedler aus den früheren 

deutschen Ostgebieten weiterhin ihre polni- 
sche Staatsangehörigkeit neben der deutschen 
behalten? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vodcenhausen 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, eine vermögensrechtliche Auseinander- 
setzung im Interesse der jetzt selbständigen 
Gemeinden Ginsheim — Gustavsburg und Bi- 
schofsheim im Hinblick auf frühere städtische 
Grundstücke der Stadt Mainz zu erreichen? 


5. Abgeordneter Hält die Bundesregierung eine Rechtsverord- 
Katzer nung nach § 5 Abs. 6 des Bundesbesoldungs- 

gesetzes (überschreiten der Obergrenzen für 
Funktionsgruppen bei Bediensteten der Bun- 
desanstalt für Arbeit) für nötig und ausrei- 
chend, um einen reibungslosen Vollzug des 
Arbeitsförderungsgesetzes zu gewährleisten? 
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6. Abgeordneter Bis wann und mit welchem Inhalt ist bejahen- 
Katzer denfalls mit einer entsprechenden Rechtsver- 

ordnung zu rechnen? 


7. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an ihrer in der 
Röhner Fragestunde des Deutschen Bundestages am 

12. Juni 1969 mitgeteilten Auffassung fest, 
wonach die Aufgabenstellung der Bahnpolizei 
mit den umfassenden Funktionen der allgemei- 
nen Polizei nicht vergleichbar ist? 


Ist eine Initiative der Bundesregierung zu 
erwarten, die zum Ziel hat, daß die Zulagen, 
die Polizeibeamte auf Grund des Ersten Besol- 
dungsvereinheitlichungs- und Neuregelungs- 
gesetzes erhalten, auch den Beamten der Bahn- 
polizei gewährt werden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers der Justiz 


9. Abgeordneter Kann von der Bundesregierung bestätigt wer- 
Bauer den, daß seitens der Staatsanwaltschaften zu- 

(Würzburg) nehmend — angeblich handelt es sich um 

hunderte von Fällen — gegen Bundesbürger 
wegen Führens „falscher Titel" wie z. B. „Hon. 
Doctor of Divinity" oder „Doktor der Metha- 
physik" ermittelt wird, und daß solche „Grade" 
allein auf geldlicher Grundlage erworben wer- 
den können? 


Welche rechtlichen bzw. rechtspolitischen Mög- 
lichkeiten sieht die Bundesregierung, um dem 
bis zur Stunde sichtbaren Unfug zu steuern, 
daß laufend in Zeitungsinseraten — vornehm- 
lich im süddeutschen Raum — auf die Möglich- 
keit des Erwerbs solcher Titulaturen hinge- 
wiesen und offensichtlich seitens der Staats- 
bürger davon Gebrauch gemacht wird? 


11, Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bundesminister Her Justiz 
Weigl der Freigabe von Abbildungen über die Homo- 

sexualität, die lesbische Liebe, den Gruppen- 
sex und den Sex mit Leichen nicht nur an 
Jugendliche, sondern auch an Erwachsene 
widersprechen wird, da bei der Freigabe an 
Erwachsene ein wirklicher Jugendschutz nicht 
möglich wäre? 


10. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


8. Abgeordneter 

Röhner 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
Dr. Jenninger den allgemeinen Geschäftsbedingungen der 
Automobilwirtschaft enthaltenen Tagespreis- 
klauseln der Preisauszeichnungsverordnung 
zuwiderlaufen und dem Gebot der Preisklar- 
heit und Preiswahrheit widersprechen? 


13. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregienmg zu unter- 
Dr. Jenninger nehmen, um die Automobilwirtschaft zu einer 
Abänderung ihrer allgemeinen Geschäftsbe- 
dingungen zu veranlassen, damit künftig die 
Käufer von Autos nach der Bestellimg vor 
überraschenden Preiserhöhungen geschützt 
werden? 


14. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung statistische Zahlen 
Kiedile über das Ausmaß der Übernahme kleinerer 

und mittlerer Gewerbebetriebe (z. B, Gaststät- 
ten, Kioske und sonstige) durch Ausländer vor, 
wenn nein, wann gedenkt die Bundesregie- 
rung eine solche Erhebung durchzuführen? 


Kann die Bundesregierung Angaben über die 
Gründe machen, die in zunehmendem Maße 
mittlere und kleinere Gewerbetreibende ver- 
anlassen, ihre Betriebe an Ausländer zu ver- 
mieten, zu verpachten oder gar zu veräußern? 


Treffen Aussagen zu, die in einem Wahlpro- 
spekt zur schleswig-holsteinischen Landtags- 
wahl dargestellt ^wurden, nach denen die Bun- 
desregierung der Stadt Oldenburg in Holstein 
als Ersatz für den Verlust des Kreissitzes, der 
im Zuge der 1970 in Schleswig-Holstein durch- 
geführten Gebietsreform erfolgte, Mittel in 
Höhe von 3 Millionen DM für die Ansiedlung 
neuer Arbeitskräfte bereitgestellt hat, und in 
welchem Haushaltstitel erscheinen diese Mit- 
tel? 


17. Abgeordneter Wenn die unter Frage 16 angesprochenen 
Storni Mittel nicht bereitgestellt worden sind, kann 

die Bundesregierung dann sagen, wie Öffent- 
liche Falschmeldungen dieses Inhalts in Zu- 
kunft vermieden werden können? 


16. Abgeordneter 
Storm 


15. Abgeordneter 

Kiechle 
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18. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


19. Abgeordneter 
Dr. Hauser 
(Sasbach) 


20. Abgeordneter 
Dr. Evers 


21. Abgeordneter 
Härzschel 


22. Abgeordneter 
Dichgans 


23. Abgeordneter 
Didigans 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das derzeitige Behelfsgebäude des Zollamtes 
Wintersdorf (Landkreis Rastatt/Baden) dem 
ganz erheblich in den letzten Jahren 
gesteigerten Personen- und Warenverkehr von 
und nach Frankreich nicht mehr genügt? 


Ist für das Haushaltsjahr 1972 der Bau eines 
neuen Dienstgebäudes samt genügendem Ab- 
stellplatz für die abzufertigenden Fahrzeuge 
beim Zollamt Wintersdorf vorgesehen, das die 
derzeitige Behelfsbaracke mit ihren Ausmaßen 
von 4,37 m X 11,25 m ersetzt, ausreichenden 
Raum für die dort nach der Personalbedarfs- 
berechnung zustehenden zwölf Beamte bietet 
und damit die unzulänglichen Abfertigungs- 
möglichkeiten an der einzigen Rheinbrücke 
zwischen Straßburg und Karlsruhe behebt? 


Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 
zu ergreifen, daß die Belastung von Unterneh- 
men, Betrieben und Verbänden durch die Prü- 
fungen verschiedener Institutionen (Finanzamt, 
AOK, RVO-Prüfer und gegebenenfalls Rech- 
nungsprüfungsinstitutionen u. a.) durch zeit- 
liche Koordination dieser Prüfungen verrin- 
gert wird? 


Trifft es zu, daß nach der Pensionsordnung 
von Bundesunternehmen (beispielsweise Salz- 
gitter Maschinen AG) neuerdings eine Min- 
destbetriebspension von 2 DM pro Jahr der 
Betriebszugehörigkeit gewährt wird, während 
ehemalige Belegschaftsangehörige, die bereits 
früher in den Ruhestand getreten sind, mit 
0,50 DM pro Jahr der Betriebszugehörigkeit 
vorlieb nehmen müssen, und sieht die Bundes- 
regierung bejahendenfalls in einer derart un- 
terschiedlichen Behandlung nicht eine unbillige 
Härtei 


Wie groß ist der Verlust, welchen die Bundes- 
bank aus der Verminderung ihrer Vermögens- 
werte durch die Aufwertung des Jahres 1969 
und die Freigabe des Wechselkurses im Jahre 
1971 hat hinnehmen müssen? 


Welche Belastungen werden wahrscheinlich für 
die Bundeshaushalte aus den Hilfsmaßnahmen 
für die Folgen der beiden Währungsverände- 
rungen direkt oder indirekt bis zum Jahres- 
ende 1971 entstanden sein? 
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Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Ernährungr 
Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 
Dr. Bechert 
(Gau- 

Algesheim) 


Trifft es zu, daß Bundesminister Ertl an die 
17 größten Düngemittel herstellenden Firmen 
in der Bundesrepublik Deutschland sich ge- 
wendet hat, um zu bewirken, daß nicht, wie 
bisher, viele Millionen unverrottbare Kunst- 
stof fdünger sacke auf Äckern und an Wald- 
rändern weggeworfen werden, mit der Bitte, 
auf die Plastiksäcke wenigstens Hinweise auf- 
zudrucken, daß diese Düngersäcke nicht ver- 
rottbar sind, und daß die Industrie bisher nicht 
hat erkennen lassen, daß sie dieser Bitte ent- 
sprechen wird? 


25. Abgeordneter Bezieht sich die laut Vereinigter Wirtschafts- 
Dr. Früh dienst vom 17. Mai 1971 im britischen Unter- 

haus gestellte Frage im Hinblick auf Mischen 
von Butter nur auf Mischen von Butter ver- 
schiedener Provenienzen oder auch auf Mi- 
schen von Butter mit anderen Fetten? 


26. Abgeordneter Inwieweit ist damit zu rechnen, daß bei einem 
Dr. Früh Eintritt Englands in die EWG auch die Ent- 

wicklungsländer des Commonwealth ähnlich 
assoziiert werden, wie die afrikanischen Staa- 
ten, und welche Folgerungen ergeben sich hier- 
aus für den Fett- und Zuckermarkt der EWG? 


27. Abgeordneter 
Schröder 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß den ost- 
friesischen und emsländischen Imkern ein be- 
(Wilhelminenhof) trächtlicher Schaden dadurch entstanden ist, 
daß etwa 240 Bienenvölker vernichtet wurden, 
die zur Rapsblüte ins Rheiderland gebracht 
waren und offensichtlich im niederländischen 
Bereich auf Felder geflogen sind, die mit Gift- 
mitteln gespritzt waren? 


28. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, Verhandlungen 
Schröder mit der niederländischen Regierung zu führen 

(Wilhelminenhof) mit dem Ziel, daß in den Niederlanden die 
gleichen Schutzbestimmungen eingeführt und 
beachtet werden, wie sie auch in der Bundes- 
republik Deutschland gültig sind? 
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Gesciiäftsbereicii des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


29. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Redits- 
Zebiscb läge bezüglich der Preisabschläge von Arznei- 

kosten nach § 376 der Reichsversicherungsord- 
nung, und was wird sie unternehmen, um die 
nach dem Bericht der Allgemeinen Ortskran- 
krankenkasse entstandene Rechtsunsicherheit 
abzubauen? 


30. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die bisherigen Maß- 
Dr. Jobst nahmen, die der Entblößung der ländlichen 

Gebiete von der ärztlichen und zahnärztlichen 
Versorgung entgegenwirken sollten, für aus- 
reichend? 


31. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Dr. Jobst nehmen, um die ärztliche Betreuung der Be- 

völkerung auf dem Lande sicherzustellen? 

32. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die rückläufige Ge- 

Wuwer burtenentwicklung insbesondere hinsichtlich 

der zukünftigen Altersversorgung für besorg- 
niserregend? 


Gesciiäftsbereicii des Bundesministers der Verteidigung 


33. Abgeordneter Wieviel und welche Lehrgänge sind als Folge 
Dr, Klepsch des Sperrens bzw. Kürzens von Haushalts- 

mitteln in der Bundeswehr nicht mehr durch- 
führbar? 


Gesckäftsbereick des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


34. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Werbung für 
Zebisch Arzneimittel für gerechtfertigt, oder was wird 

sie unternehmen, um die zunehmend sich 
ausbreitende Werbung in diesem Bereich unter 
Kontrolle zu bekommen? 
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Gesdiäftsbereidie des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


35. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
Leicht sdien Bundesbahn dahin gehend ihren Einfluß 

geltend zu machen, daß die Strecke Neustadt/ 
Karlsruhe und auch die sogenannte Alsenz- 
strecke in die Elektrifizierungsplanungen ein- 
bezogen werden? 


36. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Frage der 
Anflugschneise zum Rhein-Main-Flughafen im 
Bereich der Stadt Mainz erneut zu überprüfen, 
nachdem es offensichtlich Möglichkeiten gibt, 
den Anflug nicht über das dicht besiedelte 
Gebiet zu führen? 


37. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt ist die schon lange 
Leicht angestrebte und nunmehr wegen vernünftiger 

Trassenführung der B 10 (Umgehung Wörth) 
kaum mehr aufzuschiebende Verlegung des 
VS-Munitionsdepots in Wörth/Rhein zu er- 
warten? 


38. Abgeordneter Teilt der Bundesminister für Verkehr und für 
Biechele das Post- und Fernmeldewesen die Auffassung 

des Herrn Dr. Greß, Leiter des Amtes für 
öffentliche Ordnung der Stadt Freiburg, daß 
das 5-Pfennig-Postwertzeichen der Serie „Neue 
Regeln im Straßenverkehr" das Überholen 
falsch darstelle, weil die Abbildung dieses 
Postwertzeichens das landläufige Fehlurteil 
unterstütze; beim Überholen blinken, statt 
deutlich zu machen, daß vor dem Überholen 
geblinkt werden muß? 


39. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht gegebenenfalls 
Biechele der Bundesminister für Verkehr und für das 

Post- und Fernmeldewesen, diese falsche Dar- 
stellung, die Herr Dr. Greß als einen „Schlag 
gegen die Verkehrserziehung" bezeichnet hat, 
zu korrigieren? 
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Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


40. Abgeordneter An welchen deutschen Universitäten (ein- 
Weigl schließlich der Berliner Universitäten) werden 

z. Z. Hochschullehrer als Beamte auf Lebens- 
zeit ernannt, die früher zum Teil nicht einmal 
Assistenten hätten werden können, weil sie 
den Doktorgrad nicht erworben haben, weil sie 
diesen nicht erwerben wollen oder erst an der 
Promotion arbeiten (Professor B. Rüthers in 
einem Schreiben an den Regierenden Bürger- 
meister von Berlin)? 


41. Abgeordnete Wie ist der Stand der auf Initiative des ESRO- 
Frau Dr, Walz Rates vorgesehenen Verhandlungen mit den 
USA bezüglich der atlantischen Flugkontroll- 
satelliten, die zunächst von ESRO und NASA 
gemeinsam entwickelt werden sollten, nun 
jedoch von der amerikanischen Regierung in 
die Zuständigkeit der Federal Aviation Agen- 
cy (FAA) und des Departements of Transpor- 
tation (DOT) übertragen worden sind, und bei 
denen, an der Zusammenarbeit mit den USA 
festhaltend, erreicht werden sollte, daß die 
pazifischen gleichzeitig mit den atlantischen 
Satelliten entwickelt werden? 


42. Abgeordnete Hat die Bundesregierung Pläne zur Zusam- 
Frau Dr. Walz menarbeit auf dem Raumfahrtsektor mit der 
UdSSR, nachdem eine französisch-sowjetische 
Kooperation seit dem Besuch General de Gaul- 
les 1966 existiert und die USA diese seit 
Januar 1971 aufgenommen haben, und ist da- 
ran gedacht, jedenfalls die europäischen Part- 
ner auf dem Raumfahrtsektor gegenüber der 
UdSSR zu koordinieren? 


43. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Säckl Bundesrepublik Deutschland zahlreiche Aus- 

länder, insbesondere in Fachrichtungen mit 
beschränkter Zahl von Studienplätzen, studie- 
ren, obwohl die deutschen Semester bzw. 
Examina im betreffenden Heimatstaat nicht 
anerkannt werden? 


44. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
Sädcl nehmen, um angesichts des Mangels an Stu- 

dienplätzen schon jetzt und in Zukunft sicher- 
zustellen, daß nur solche Ausländer in der 
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Bundesrepublik Deutschland studieren und 
Stipendien erhalten, bei denen gewährleistet 
ist, daß sie nach Abschluß ihrer deutschen 
Ausbildung in ihrer Heimat ihren Fähigkeiten 
und Fertigkeiten gemäß eingesetzt werden 
können? 


Bonn, den 11. Juni 1971 




